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"Gesetz zur Abweichung von dem Anpassungsverfahren gemaR § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes flir das
Jahr 2026 vom 16. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 211)"

FuBBnote

(+++ Textnachweis ab: 23.7.2026 +++)

Das G wurde als Art. 1 des G v. 16.7.2026 | Nr. 211 vom Bundestag beschlossen. Es ist gem. Art. 3 dieses G am
23.7.2026 in Kraft getreten.

§ 1 Abweichung fir die Entschadigung nach § 11 Absatz 1 des Abgeordnetengesetzes

(1) In Abweichung von der Anpassung gemaR § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes betragt die
Abgeordnetenentschadigung nach § 11 Absatz 1 des Abgeordnetengesetzes fir den Monat August 2026

11 336,46 Euro. Ab dem 1. September 2026 betragt die Abgeordnetenentschadigung nach § 11 Absatz 1 des
Abgeordnetengesetzes 11 833,47 Euro.

(2) Das Anpassungsverfahren nach § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes bleibt im Ubrigen fir die 21.
Wahlperiode des Deutschen Bundestages wirksam. Zum 1. Juli 2027 wird das Anpassungsverfahren ausgehend
von dem Betrag 11 833,47 Euro durchgefiihrt.

§ 2 Abweichung fiir den fiktiven Bemessungsbetrag nach § 35a Absatz 2 Satz 4 des
Abgeordnetengesetzes

(1) In Abweichung von der Anpassung gemaR § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes betragt der fiktive
Bemessungsbetrag nach § 35a Absatz 2 Satz 4 des Abgeordnetengesetzes fur den Monat August 2026 9 692,54
Euro. Ab dem 1. September 2026 betragt der fiktive Bemessungsbetrag nach § 35a Absatz 2 Satz 4 des
Abgeordnetengesetzes 10 117,47 Euro.

(2) Das Anpassungsverfahren nach § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes bleibt im Ubrigen fiir die 21.
Wahlperiode des Deutschen Bundestages wirksam. Zum 1. Juli 2027 wird das Anpassungsverfahren ausgehend
von dem Betrag 10 117,47 Euro durchgefihrt.

§ 3 Abweichung fiir den fiktiven Bemessungshetrag nach § 35b Absatz 2 Satz 4 des
Abgeordnetengesetzes

(1) In Abweichung von der Anpassung gemaR § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes betragt der fiktive
Bemessungsbetrag nach § 35b Absatz 2 Satz 4 des Abgeordnetengesetzes fur den Monat August 2026 10 845,89
Euro. Ab dem 1. September 2026 betragt der fiktive Bemessungsbetrag nach § 35b Absatz 2 Satz 4 des
Abgeordnetengesetzes 11 321,39 Euro.

(2) Das Anpassungsverfahren nach § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes bleibt im Ubrigen fir die 21.

Wahlperiode des Deutschen Bundestages wirksam. Zum 1. Juli 2027 wird das Anpassungsverfahren ausgehend
von dem Betrag 11 321,39 Euro durchgeflhrt.

-Seitelvonl-



	Gesetz zur Abweichung von dem Anpassungsverfahren gemäß § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes für das Jahr 2026 (Anpassungsverfahrensabweichungsgesetz 2026)
	Fußnote
	§ 1 Abweichung für die Entschädigung nach § 11 Absatz 1 des Abgeordnetengesetzes
	§ 2 Abweichung für den fiktiven Bemessungsbetrag nach § 35a Absatz 2 Satz 4 des Abgeordnetengesetzes
	§ 3 Abweichung für den fiktiven Bemessungsbetrag nach § 35b Absatz 2 Satz 4 des Abgeordnetengesetzes

